Satzung
Freie Akademie Quetz

§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr

(1) Der Verein trägt den Namen Freie Akademie Quetz.
(2) Er hat seinen Sitz in Zörbig OT Quetzdölsdorf.
(3) Der Verein soll ins Vereinsregister eingetragen werden und heißt Freie Akademie Quetz e.V.
(4) Nach seiner Eintragung erhält der Verein den Zusatz e.V.
(5) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. Das erste Geschäftsjahr endet am 31.12.2014.
§ 2 Zweck des Vereins

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige bzw. mildtätige                         Wohlfahrtszwecke im Sinne des Abschnitts „steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung         (§51 ff AO) in der jeweils gültigen Fassung.
Zweck des Vereins ist die ideelle und materielle Förderung und Unterstützung humanistischer Bildung und kultureller Integration, sowie interdisziplinärer wissenschaftlicher Kommunikation und Kooperation.
(2) Der Verein versteht sich in jeder Hinsicht unabhängig, überparteilich und überkonfessionell.  Der Verein arbeitet mit Personen und Institutionen zusammen, die in ähnlicher Weise tätig            sind. Die Tätigkeit des Vereins zielt auf die Verbreitung humanistischer Bildung vorrangig           unter bildungsfernen- bzw. benachteiligten Bevölkerungsgruppen, Förderung der Kunst und         Kultur, sowie des Spracherwerbs und insbesondere der kulturellen Integration von Ausländern     und Migranten.
Der Verein betrachtet wissenschaftliche Ideen als allgemeines Gut und bietet ein Forum für die Unterbreitung innovativer wissenschaftlicher Projekte in Form einer offenen Ideenbörse. Der Satzungszweck wird insbesondere verwirklicht durch die ideelle Unterstützung des Vereins bei der Umsetzung seiner Satzungsziele sowie die Mittelbeschaffung zur Erhaltung und Weiterentwicklung der Vereinsprojekte.
(3) Um seine Ziele zu erreichen, kann sich der Verein auch wirtschaftlich betätigen, wenn dadurch  

die Gemeinnützigkeit nicht in Frage gestellt wird. Hierbei handelt es sich um die Gebührenerhebung bei der Durchführung von Kursen, Ausstellungen, Lesungen und ähnlichen Aktivitäten. Aus den erzielten Einnahmen werden beispielsweise Kosten für die Honorare und Versicherungen, sowie Materialkosten, Verpflegungskosten und weiteren Auslagen vorgenommen. 
§ 3 Selbstlosigkeit
(1) Der Verein ist selbstlos tätig, er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.
(2) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder des Vereins dürfen nicht in ihrer Eigenschaft als Mitglieder Zuwendungen aus den Mitteln des Vereins erhalten.
(3) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütung begünstigt werden.
(4) Die Mitglieder dürfen bei ihrem Ausscheiden oder bei der Auflösung oder Aufhebung des  Vereins keine Anteile des Vereinsvermögens erhalten.
§ 4 Mitgliedschaft (Vollmitgliedschaft, Fördermitgliedschaft, Ehrenmitgliedschaft)

(1) Mitglieder des Vereins können natürliche oder juristische Personen, Personen- und Handelsgesellschaften, nichts rechtsfähige Vereine sowie Anstalten und Körperschaften des öffentlichen Rechts werden, die die Satzung des Vereins anerkennen. 

(2) Über den schriftlich und unter Anerkennung der Satzung zu stellenden Antrag auf Erwerb einer Mitgliedschaft entscheidet der Vorstand. Eine Ablehnung des Antrages bedarf keiner Begründung. Bei Annahmeanträgen Minderjähriger ist die schriftliche Zustimmung der gesetzlichen Vertreter erforderlich. 
(3) Gegen die Ablehnung, die keiner Begründung bedarf, steht dem/der Bewerber/in die Berufung an die Mitgliederversammlung zu, welche dann endgültig entscheidet.
§ 5 Vollmitgliedschaft

Natürliche Personen, die die Zwecke des Vereins teilen bzw. unterstützen und in diesem Sinne  unmittelbar tätig werden genießen die Vollmitgliedschaft. Die Vollmitgliedschaft ist beitragsfrei. Vollmitglieder haben Stimmrecht.
§ 6 Fördermitgliedschaft

(1) Natürliche oder juristische Personen können Fördermitglieder werden. Diese fördern den Verein materiell und fungieren in der Vereinsversammlung mit einer beratenden Funktion und sind darüber hinaus stimmberechtigt. Natürliche oder juristische Personen, die die Zwecke des Vereins teilen und diesen ideell, sowie finanziell unterstützen genießen die Fördermitgliedschaft. Fördernde Mitglieder sind zur Beitragszahlung verpflichtet.
(2) Die Aufnahme ist gegenüber dem Vorstand zu beantragen. Über den Antrag entscheidet der       Vorstand. Die Mitgliedschaft beginnt mit der ersten Zahlung des jährlichen Förderbetrages. 
(3) Fördermitglieder können ihren Namen für die Öffentlichkeit des Vereins zur Verfügung stellen und den Verein ideell unterstützen. 
(4) Fördermitglieder werden zu allen Mitgliederversammlungen eingeladen und regelmäßig, mindestens aber einmal im Jahr über das Vereinsgeschehens informiert.
§ 7 Ehrenmitgliedschaft  

(1) Natürliche oder juristische Personen, die die Zwecke des Vereins teilen und diesen ideell unterstützen genießen die Ehrenmitgliedschaft. Die Ehrenmitgliedschaft ist beitragsfrei.
(2) Die Mitgliederversammlung kann natürliche und juristische Personen als Ehrenmitglieder          benennen. 

(3) Ehrenmitglieder, die ihre Benennung angenommen haben, müssen keine Vereinsbeiträge zahlen. Sie haben kein Stimmrecht im Verein.  

(4) Ehrenmitglieder stellen ihren Namen für die Öffentlichkeitsarbeit zur Verfügung und unterstützen den Verein ideell.  

(5) Ehrenmitglieder werden zu allen Mitgliederversammlungen eingeladen und regelmäßig, mindestens aber einmal im Jahr über das Vereinsgeschehens informiert.

§ 8 Beendigung der Mitgliedschaft

(1) Die Mitgliedschaft endet

1. bei einer natürlichen Person mit dem Tod

2. durch freiwilligen Austritt

3. durch Ausschluss aus dem Verein

4. durch Auflösung der juristischen Person

(2) Der Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber einem vertretungsberechtigten Vorstandsmitglied. Der Austritt des Mitgliedes ist jeweils zum Ende des Kalendermonats möglich. Er erfolgt durch die schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorstand unter der Einhaltung einer Frist von 2 Wochen. 

(3) Ein Ausschluss kann nur aus wichtigem Grund erfolgen. Wichtige Gründe sind insbesondere ein die Vereinsziele schädigendes Verhalten, die Verletzung satzungsmäßiger Pflichten oder Beitragsrückstände von mindestens einem Jahr. Über den Ausschluss entscheidet der Vorstand. Gegen den Ausschluss steht dem Mitglied die Berufung an die Mitgliederversammlung zu, die schriftlich binnen eines Monats an den Vorstand zu richten ist. Die Mitgliederversammlung entscheidet im Rahmen des Vereins endgültig. Dem Mitglied bleibt die Überprüfung der Maßnahme durch Anrufung der ordentlichen Gerichte vorbehalten. Die Anrufung eines ordentlichen Gerichts hat aufschiebende Wirkung bis zur Rechtskraft der gerichtlichen Entscheidung.

(4) Vor der Beschlussfassung ist dem Mitglied unter Setzung einer Frist von 30 Tagen Gelegenheit zu geben, sich zu den in Textform mitgeteilten Ausschlussgründen persönlich vor dem Vorstand oder schriftlich zu äußern.

1. Mit Ende der Mitgliedschaft endet auch die Mitgliedschaft im Vorstand und jede weitere Position im Verein.

2. Die Beitragspflicht für den laufenden Abrechnungszeitraum bleibt von der Beendigung der Mitgliedschaft unberührt.

3. Es obliegt dem Vorstand die Beitragspflicht bzw. die Beitragsrückstände dem Mitglied bei Ausschluss oder Austritt zu erlassen.

§ 9 Rechte und Pflichten der Mitglieder

(1) Jedes Mitglied hat das Recht, die Einrichtungen des Vereins zu nutzen und dessen Unterstützung im Rahmen der in dieser Satzung bestimmten Aufgaben des Vereins in Anspruch zu nehmen. Dies ist mit dem Vorstand abzusprechen und die Nutzung und Verweildauer unterliegt der Kontrolle durch ein vertretungsberechtigtes Vorstandsmitglied.
(2) Volljährige Vereinsmitglieder, die keine Beitragsrückstände haben (Fördermitglieder), genießen ein Stimm- und Wahlrecht. Sie können auf Versammlungen des Vereins an Wahlen teilnehmen.

(3) Jedes Mitglied ist verpflichtet, 

a. den Verein in der Verwirklichung der in § 2 festgehaltenen Vereinszwecke zu unterstützen und alle Bestimmungen der Satzung anzuerkennen.
b. den Verein bei öffentlichen Auftritten in tadelloser Weise zu repräsentieren und alle Personen, welchen es gegenüber tritt, mit Respekt zu behandeln.
(4) Ändern sich Name oder Anschrift eines Mitgliedes, so ist dies dem Vorstand umgehend mitzuteilen.

§ 10 Beiträge 

(1) Die Fördermitgliedschaft ist beitragspflichtig. Die Mitglieder zahlen Beiträge nach Maßgabe eines Beschlusses der Mitgliederversammlung (§12). Zur Festlegung der Beitragshöhe und -        Fälligkeit ist eine 2/3 Mehrheit der in der Mitgliederversammlung anwesenden,                             stimmberechtigten Vereinsmitglieder erforderlich. 

(2) Die Zahlung und die Höhe von Mitgliedsbeiträgen, deren Verwendung und der Zahlungsablauf werden in einer vom Vorstand zu beschließenden und von der Mitgliederversammlung zu bestätigenden Finanzordnung geregelt.
(3) Fördernde Mitglieder des Vereins zahlen einen jährlichen Mindestbetrag.
(4) Der Vorstand kann Ausnahmen zulassen.
§ 11 Organe des Vereins

(1) Organe des Vereins sind:

I. die Mitgliederversammlung
II. der Vorstand
(2) Die Tätigkeit in der Mitgliederversammlung und im Vorstand ist ehrenamtlich.

(3) Der Verein kann einen nicht bestimmenden Beirat einrichten. Die Einrichtung des Beirates und die Auswahl der Mitglieder obliegen dem Vorstand.
§ 12 Die Mitgliederversammlung

(1) Die Mitgliederversammlung als das oberste beschlussfassende Vereinsorgan ist grundsätzlich für alle Aufgaben zuständig, sofern bestimmte Aufgaben gemäß dieser Satzung nicht einem anderen Vereinsorgan übertragen wurden. Die Mitgliederversammlung wir in der Regel vom Vorstandsvorsitzenden geleitet. 
(2) Der Mitgliederversammlung sind insbesondere die Jahresrechnung und der Jahresbericht zur Beschlussfassung über die Genehmigung und Entlastung des Vorstandes schriftlich vorzulegen. Sie nimmt des Weiteren den Revisionsbericht des/der Revisors/en entgegen. Die Mitgliederversammlung entscheidet über:

· Satzungsänderungen
· Wahl des Vorstandes
· Genehmigung des Jahresabschlusses
· Entlassung des Vorstandes
· Beschlussfassung zur Auflösung des Vereins
· Beschlussfassung über Höhe und Fälligkeit des Mitgliederbeitrages
· Wahl der Revisoren, die weder dem Vorstand noch einem vom Vorstand berufenen Gremium angehören dürfen.
(3) Mitgliederversammlungen finden grundsätzlich in einem geeigneten Konferenzraum statt. Zusätzlich gibt es die Möglichkeit von Online-Mitgliederversammlungen, wenn sich die Mitglieder des Vereines nicht vor Ort befinden und einer solchen Online-Mitgliederversammlung im Voraus zustimmen.

a. Diese Onlinemitgliederversammlungen erfolgen mittels der Software „Teamspeak“ den Grundsätzen geschlossener Benutzergruppen (GBG). Die Kommunikation erfolgt ausschließlich innerhalb der vorher festgelegten Gruppe von Teilnehmern, wobei die Identifizierung der Teilnehmer zweifelsfrei erfolgen muss. Technische Weiterentwicklungen, die der Abhaltung von Online-Mitgliederversammlungen förderlich sind, werden unverzüglich umgesetzt, sofern dies verhältnismäßig und angemessen erfolgen kann.
b. Die teilnahmeberechtigten Mitglieder erhalten einmalige, zu diesem Zwecke vergebene Zugangsberechtigungsdaten. Die Mitglieder sind verpflichtet, die Legitimationsdaten und Passwörter keinem Dritten zugänglich zu machen und streng unter Verschluss zu halten.
Die Teilnehmerliste ist während der Versammlung zugänglich zu halten.
Die Online-Mitgliederversammlung gewährleistet Abstimmungen. Diese erfolgen über den Wechsel des eigenen Status im „Teamspeak“ zum „Channel Operator“ und dem damit verbundenen optischen Signal. Zu Beginn jeder Abstimmung ist die Anwesenheit erneut festzustellen.

c. Durch die Zugangsberechtigung und die Anzeige des eindeutigen Login-Namens im „Teamspeak“ der Teilnehmer sowie die technische Beschränkung auf einmaliges Stimmrecht je Abstimmung sind abgegebene Stimmen authentifiziert. Aus diesem Grund sind Stimmrechtsübertragungen nicht möglich.

d. Bei geheimer Wahl ist das Verfahren der internetgestützten Stimmabgabe zusätzlich so zu gestalten, dass eine persönliche Zuordnung der authentifizierten Stimme nicht mehr möglich ist.

e. Briefwahl sowie Vertagung sind möglich.

(4) Die Protokollierung erfolgt direkt während der Versammlung durch den vorher ernannten Protokollführer. Als letzter Punkt der Versammlung muss das Protokoll mit einfacher Mehrheit bestätigt und sowohl vom Versammlungsleiter als auch vom Protokollführer unterzeichnet werden.

(5) Die ordentliche Mitgliederversammlung findet einmal jährlich statt; sie sollte im ersten Quartal des Kalenderjahres durchgeführt werden. Sie wird vom 1. Vorstand unter Bekanntgabe der vorgeschlagenen Tagesordnung mit einer Frist von mindestens 30 Tagen einberufen. Die Einladung erfolgt durch schriftliche Mitteilung. Die Frist beginnt mit dem auf die Absendung des Einladungsschreibens folgenden Tag. Das Einladungsschreiben gilt als den Mitgliedern zugegangen, wenn es an die letzte dem Verein bekannt gegebene Anschrift gerichtet war.
Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung müssen dem ersten Vorstand spätestens am 7. Tag vor der Versammlung in Textform vorliegen, in einem solchen Fall entscheidet über die endgültige, ergänzte Tagesordnung die Versammlung.

(6) Die Mitgliederversammlung ist erst dann beschlussfähig, wenn die Mehrheit der eingetragenen und stimmberechtigten Mitglieder anwesend sind.

(7) Die Mitgliederversammlung beschließt grundsätzlich mit einer ¾ Mehrheit der teilnehmenden stimmberechtigten Mitglieder. Ausnahmen regelt die Satzung.
Die Leitung von Online-Versammlungen wird über Moderatorenrechte für die GBG ausgeübt.

(8) Außerordentliche Mitgliederversammlungen können durch den Vorstand einberufen werden. Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist einzuberufen, wenn mindestens ein Drittel der Mitglieder dies vom Vorstand schriftlich oder internetgestützt verlangt. Die Einladungsfrist beträgt sechs Wochen.

(9) Stimmberechtigt sind gemäß § 9 II alle volljährigen Mitglieder, die keine Beitragsrückstände haben. Das Stimmrecht ist nicht übertragbar und kann auch elektronisch nicht durch Dritte ausgeübt werden.

§ 13 Der Vorstand

(1) Der Vorstand besteht aus mindestens drei Mitgliedern. 

(2) Vorstand im Sinne des §26 BGB sind der 1. Vorsitzende und der 2. Vorsitzende. Jedes Vorstandsmitglied vertritt den Verein gerichtlich und außergerichtlich. Jeder ist allein vertretungsberechtigt. 

(3) Der Vorstand bleibt bis zur Wahl eines neuen Vorstandes im Amt. Wiederwahl der Vorstandsmitglieder ist zulässig. 

(4) Der Vorstand hat mindestens einmal im Jahr eine Mitgliederversammlung unter Wahrung einer Frist von mindestens 30 Tagen und unter Angabe der vorgesehenen Tagesordnung einzuberufen. Die Einladung erfolgt durch schriftliche Mitteilung. Die Frist beginnt mit dem auf die Absendung des Einladungsschreibens folgenden Tag. Das Einladungsschreiben gilt als den Mitgliedern zugegangen, wenn es an die letzte dem Verein bekannt gegebene Anschrift gerichtet war.
Anträge und weitere Beschlussfassungspunkte können durch die Mitglieder bis spätestens 7 Tage vor der Mitgliederversammlung beim Vorstand eingereicht werden.   

(5) Außerordentliche Mitgliederversammlungen sind einzuberufen, wenn das Interesse des Vereins es erfordert oder wenn mindestens ein Drittel der Mitglieder des Vorstandes oder ein Drittel aller Mitglieder es schriftlich unter Angabe der Zwecke und Gründe verlangen.
(6) Vorstandssitzungen erfolgen nach Bedarf und sind beschlussfähig, wenn mindestens zwei Vorstandsmitglieder anwesend sind. Beschlüsse des Vorstandes werden mit einfacher Mehrheit der in der Vorstandssitzung anwesenden Vorstandsmitglieder gefasst. Hierüber werden schriftliche Protokolle angefertigt. 

(7) Dem Vorstand obliegt die Führung laufender Geschäfte des Vereins. Der 1. Vorsitzende wird vom Vorstand aus seiner Mitte gewählt, ebenso der 2. Vorsitzende. 

(8) Scheidet ein Vorstandsmitglied vor Ablauf der Wahlperiode aus, so ist der Vorstand berechtigt, sich selbst einmal zu ergänzen. Das so gewählte, neue Vorstandsmitglied muss allerdings in der nächsten Mitgliederversammlung bestätigt werden. 

(9) Außer der gerichtlichen und außergerichtlichen Vertretung des Vereins obliegen dem Vorstand folgende weitere Aufgaben:
· Führung der laufenden Geschäfte des Vereins;
· Vorlage des jährlichen Tätigkeitsberichtes und Jahresabschlusses;
· Einberufung der Mitgliederversammlung;
· Abschluss und Kündigung von Verträgen im Rahmen des geltenden Rechts.
Der Aufgabenbereich kann durch die Mitgliederversammlung erweitert werden. Der Vorstand                kann Aufgaben, die ihm obliegen, an einzelne Mitglieder des Vereins delegieren. Alle Vereinsmitglieder können jederzeit Einblick in die laufenden Vorstandsaktivitäten                          verlangen.
(10) Die Führung der laufenden Geschäfte kann der Vorstand einem oder mehreren                               Geschäftsführern übertragen, die insoweit als besondere Vertreter nach §30 BGB den Verein        vertreten können. Die Geschäftsführer sind berechtigt, an den Sitzungen des Vorstandes mit           beratender Stimme teilzunehmen. Die Geschäftsführer können auch hauptamtliche Mitarbeiter sein.

§ 14 Beirat

  Der Vorstand kann zur Beratung seiner Tätigkeit einen Beirat einsetzen.
§ 15 Satzungsänderung

(1) Für Satzungsänderungen ist eine ¾ Mehrheit der erschienenen Vereinsmitglieder erforderlich.      Über Satzungsänderungen kann in der Mitgliederversammlung nur abgestimmt werden, wenn       auf diesen Tagesordnungspunkt bereits in der Einladung zur Mitgliederversammlung                     hingewiesen wurde und der Einladung sowohl der bisherige als auch der vorgesehene neue           Satzungstext beigefügt sind.  

(2) Satzungsänderungen, die von Aufsichts-, Gerichts- oder Finanzbehörden aus formalen Gründen zur Erlangung oder zum Erhalt der Gemeinnützigkeit bzw. der Rechtsfähigkeit verlangt werden, kann der Vorstand von sich aus vornehmen, wenn es zeitlich nicht möglich ist eine beschlussfähige Mitgliederversammlung einzuberufen. Wird diesen Änderungen nicht in der von oben genannten Behörden gesetzten Frist widersprochen, gelten sie als beschlossen.
§ 16 Beurkundung der Beschlüsse

Die in den Vorstandssitzungen und in den Mitgliederversammlungen gefassten Beschlüsse sind schriftlich niederzulegen und vom Versammlungsleiter und dem Protokollführer zu                       unterzeichnen.
§ 17 Haftung

Für alle Verbindlichkeiten des Vereins haftet ausschließlich das Vereinsvermögen. Eine persönliche Haftung der Mitglieder für Verbindlichkeiten des Vereins besteht nicht.

§ 18 Auflösung des Vereins

(1) Über die Auflösung des Vereins kann nur in einer mit diesem Tagesordnungspunkt einberufenen außerordentlichen Mitgliederversammlung Beschluss gefasst werden.

(2) Zur Beschlussfähigkeit ist die Anwesenheit von vier Fünftel der Mitglieder erforderlich.

(3) Ist diese Beschlussfähigkeit nicht gegeben, so ist nach Ablauf von vier Wochen seit diesem Versammlungstag eine weitere Mitgliederversammlung mit derselben Tagesordnung einzuberufen. Diese weitere Versammlung darf frühestens zwei Monate nach der ersten Mitgliederversammlung stattfinden. In der Einladung ist darauf hinzuweisen, dass die neue Mitgliederversammlung ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig ist.

(4) Über die Auflösung des Vereins beschließt die Mitgliederversammlung mit einer drei Viertel Mehrheit. 

(5) Entscheidet sich die Mitgliederversammlung nach oben genannten Richtlinien für die Auflösung des Vereins, so hat sie unmittelbar nach dieser Entscheidung, über den Verbleib des Vereinsvermögens abzustimmen. Das Vermögen wird der Gemeinde Zörbig oder einer gemeinnützigen Einrichtung zur Verfügung im Sinne des in der Satzung ausgewiesenen Vereinszwecks gestellt.
§ 19 Revisor/in

(1) Die Mitgliederversammlung wählt mindestens eine/en Revisor/in. Die Aufgaben sind die              Rechnungsprüfung und die Überprüfung der Einhaltung der Vereinsbeschlüsse.
§ 20 Schiedsvereinbarung

Eine Schiedsvereinbarung wird bei der ersten Mitgliederversammlung beschlossen und ist danach für die Vereinsmitglieder gültig.
§ 21 Inkrafttreten der Satzung

I. Die Satzung tritt mit der Eintragung ins Vereinsregister in Kraft.

II. Bisherige Satzungen erlöschen mit Inkrafttreten dieser Satzung.

Vorstehende Satzung wurde in der Gründungsversammlung am 02.08.2014 errichtet und in der erneuten Gründungsversammlung vom 27.09.2014 geändert.
Unterschriften:
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